BULLETIN
DER
BUNDESREGIERUNG

Nr. 132-1 vom 28. November 2023

Regierungserklarung von Bundeskanzler Olaf Scholz

zur Haushaltslage
vor dem Deutschen Bundestag
am 28. November 2023 in Berlin:

Frau Prasidentin!

Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Bevor ich auf das Thema unserer heutigen Debatte eingehe, mochte ich aus aktuellem
Anlass eine Sache voranstellen. In den zurickliegenden Tagen haben die Terroristen
der Hamas endlich Geiseln freigelassen. Die Geiseln, ihre Freunde und Angehdrigen
haben in den vergangenen Wochen Unvorstellbares durchgemacht. Umso glucklicher

und auch erleichterter bin ich, dass sie nun in Freiheit und in Sicherheit sind.

Dass unter den Freigelassenen auch mehrere Deutsche sind, ist ein weiterer Grund
zur Freude. Allen, die sich in den zurtickliegenden Tagen und Wochen flr ihr Schicksal
eingesetzt haben, in unzahligen vertraulichen Gesprachen, durch unermudliche Diplo-

matie, sage ich fur diesen Einsatz von ganzem Herzen Danke!

Naturlich ist diese Freilassung nur ein erster Schritt. Noch immer halt die Hamas mehr
als hundert Manner, Frauen und Kinder in ihrer Gewalt. Auch sie missen nun unver-
zuglich freigelassen werden. Die Bundesregierung wird dazu weiter mit ganzer Kraft

beitragen.

Meine Damen und Herren, ich mdchte heute hier im Deutschen Bundestag erklaren,
wie die Regierung mit den Folgen des jungsten Urteils des Bundesverfassungsgerichts
umgeht. Das Gericht hat sich am 15. November erstmals sehr detailliert und sehr weit-
reichend dazu geaullert, wie die sogenannte Schuldenbremse im Grundgesetz genau

anzuwenden ist. Bereits zuvor gab es in derselben Sache einen Eilantrag. Schon in
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diesem Beschluss hielt das Gericht mit Blick auf die Regelung zur Schuldenbremse
fest — ich zitiere —, dass ,die Tatbestandsvoraussetzungen der mal3geblichen Verfas-
sungsnormen in der Rechtsprechung des Senats bislang noch keine Konturierung er-
fahren haben®. ,Noch keine Konturierung®, das heif3t, vieles im Umgang mit der Schul-
denbremse war bislang rechtlich eher nicht eindeutig geklart.

In dieser Lage haben wir vor zwei Jahren haushaltspolitische Einschatzungen vorge-
nommen, die vom Verfassungsgericht nun rechtlich verworfen worden sind. Das Bun-
desverfassungsgericht hat dadurch Klarheit geschaffen, und das Gericht hat das letzte
Wort. So ist es gute demokratische Tradition.

Wissenschaftlich mag das Urteil weiter diskutiert werden, politisch aber ist die Diskus-
sion mit dem Karlsruher Richterspruch beendet. Mit dem Wissen um die aktuelle Ent-
scheidung hatten wir im Winter 2021 andere Wege beschritten. Wege, die das Gericht
in seinem Urteil ebenfalls gewiesen hat. Das Urteil betrifft die Haushaltspraxis dieser
Regierung, aber auch friherer und kinftiger Regierungen. Das Urteil betrifft die bishe-
rige Praxis des Bundes genauso wie die vieler Lander, nicht nur weil auch die Lander

zum Teil in ganz ahnlicher Weise wie der Bund Sondervermdgen nutzen.

Wir haben in den vergangenen Tagen intensiv uber die Folgen des Urteils beraten.
Diese Beratungen sind — wie sollte es anders sein? — noch nicht abgeschlossen. Sorg-

falt geht dabei vor Schnelligkeit.

Klar ist: Dieses Urteil schafft eine neue Realitat — fur die Bundesregierung und fur alle
gegenwartigen und die zukiunftigen Regierungen im Bund und in den Landern. Eine
Realitat, die es allerdings schwieriger macht, wichtige und weithin geteilte Ziele fur

unser Land zu erreichen.

Schwierig geworden ist es auch, weil Deutschland in den vergangenen zwei Jahren
von schweren, unvorhergesehenen aulleren Krisen erschuttert worden ist. Uns stellt
das vor Herausforderungen, wie unsere Republik sie in dieser Konzentration und Harte

wohl noch nicht erlebt hat.

527 Todesfalle und 69.601 Neuansteckungen am Tag — so lauteten die Zahlen im

Coronatagesbericht des Robert Koch-Instituts am 8. Dezember 2021. Das war der Tag
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des Amtsantritts dieser Bundesregierung. Unser Land befand sich seinerzeit mitten in
der Delta-Welle; Omikron stand bevor. Ganze Wirtschaftssektoren standen mit dem

Rucken zur Wand.

Zwei Monate spater griff Russland die Ukraine an. Es gibt keinen Zweifel daran: Dieser
Eroberungskrieg auf europaischem Boden schafft auf Jahre hinaus eine vollkommen

veranderte sicherheitspolitische Lage fur Deutschland und flr ganz Europa.

Unser Land war darauf unzureichend vorbereitet. Wir haben daraus Konsequenzen
gezogen, ubrigens auch gemeinsam mit Ihrer Fraktion, Herr Merz, und dafur bin ich
dankbar.

Deutschland ist heute der zweitgroRte Unterstlitzer der Ukraine — nach den Vereinigten
Staaten von Amerika —, auch bei den Waffenlieferungen. Wir setzen diese Unterstut-
zung fort, so lange wie notig. Unsere zivile Unterstitzung kommt noch hinzu, tber den
Bundeshaushalt und auch Uber die Europaische Union — Geld, das wir bei Regierungs-

antritt und vor Kriegsbeginn naturlich nicht eingeplant hatten.

Und doch ist diese Unterstlitzung von existenzieller Bedeutung — fur die Ukraine — das
ist klar —, aber am Ende auch fur uns in Europa. Denn niemand von uns mochte sich
ausmalen, welche noch viel gravierenderen Konsequenzen es fur uns hatte, wenn Pu-
tin diesen Krieg gewdnne. Mehr als eine Million Ukrainerinnen und Ukrainer — Frauen,
Manner und Kinder — sind innerhalb weniger Wochen vor Leid und Tod in ihrer Heimat

nach Deutschland geflohen. Wir haben sie hier bei uns aufgenommen; das war richtig.

Das war ein Gebot der Menschlichkeit. Aber naturlich bedeutet die Aufnahme so vieler
Menschen eine enorme Anstrengung, selbst fur ein so starkes Land wie Deutschland.

Kurz nach Kriegsbeginn hat Putin dann die Gaslieferungen nach Deutschland zu-
nachst gedrosselt und schliellich iber Nacht komplett eingestellt. Nord Stream 1 und
eine der Rohren von Nord Stream 2 wurden gesprengt, die Pipelines also, die uns in
den kommenden Jahren mit gunstigem Gas versorgen sollten, Gas, das meine Amts-
vorgangerin immer wieder und zu Recht als die notwendige Brlickenenergie fur die

Energiewende bezeichnet hat.
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Mit dem Wegfall von Lieferungen aus Russland fehlten auf dem Weltmarkt praktisch
von einem Tag auf den anderen 120 Milliarden Kubikmeter Gas — wohlgemerkt: bei
gleichbleibender Nachfrage! Sie alle kennen die Folgen: Die Marktpreise gingen durch
die Decke; zwischenzeitlich hatten sie sich mehr als verzehnfacht. Und noch immer ist
Gas, unsere Bruckenenergie, mehr als doppelt so teuer wie zu Beginn der Energie-

krise.

Das geht nicht spurlos vorbei an einem Industrieland wie Deutschland. Wir haben nicht
nur schnell reagiert und in Rekordzeit Flussiggasterminals an den norddeutschen Kus-
ten gebaut. Im vergangenen Winter 2022 haben wir bis zu 200 Milliarden Euro bereit-
gestellt, um den Blrgerinnen und Burgern und unseren Unternehmen in dieser drama-

tischen Notlage die Sicherheit zu geben, damit sie zurechtkommen.

Und es war richtig, zu helfen; denn so haben wir Millionen Burgerinnen und Burgern
und vielen Betrieben durch diese enorm schwierige Zeit geholfen. Dabei war von Be-
ginn an klar: Es reicht nicht aus, nur auf den Winter 2022/23 zu schauen. Es ging
immer auch um den Winter 2023/24, von dem uns nahezu alle Expertinnen und Ex-
perten einhellig gesagt haben, er konne noch kritischer werden als der vorherige.
Wenn wir die Mittel, die 2023 fur diese Hilfen notig gewesen sind, nun noch einmal im
Haushalt verankern, dann bestatigen wir lediglich, was wir schon Ende 2022 beschlos-

sen hatten. Was damals nétig und richtig war, ist heute noch genauso nétig und richtig.

Die Coronapandemie habe ich gerade schon erwahnt. Auch hier war es notig und rich-
tig, dass wir noch in der Vorgangerregierung umfangreiche Coronahilfen beschlossen
haben — Uber mehrere Jahre hinweg. Auch hier ging es um Sicherheit und um eine
Perspektive fur die Blrgerinnen und Burger. So und nur so ist Deutschland besser

durch diese Jahrhundertpandemie gekommen als viele andere Lander.

Es war ndtig und richtig, dass wir unmittelbar nach dem Beginn des russischen An-
griffskriegs gegen die Ukraine ein Sondervermogen beschlossen haben, um unsere

Bundeswehr Uber die kommenden Jahre hinweg zu starken und besser aufzustellen.

Und es war nétig und richtig, dass wir den Burgerinnen und Blrgern in Rheinland-Pfalz
und Nordrhein-Westfalen, insbesondere den Burgerinnen und Burgern im Ahrtal, ge-
holfen haben, als sie ihr Hab und Gut 2021 von den Wassermassen zerstort wurde.
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Naturlich ist der Wiederaufbau nach einer solchen Katastrophe nicht in funf Monaten
beendet. So ein Wiederaufbau, oftmals von null, dauert Jahre. Wir schulden es den
Opfern und den Betroffenen vor Ort, dass wir ihnen dabei solidarisch zur Seite stehen,

SO wie wir es gemeinsam beschlossen und versprochen haben.

Wir wollen die Hilfen fur das Ahrtal und die Energiepreishilfen daher noch einmal im
Haushalt flr dieses Jahr verankern und von der Ausnahmeregel in Artikel 115 des
Grundgesetzes Gebrauch machen. So schlagen wir es lhnen im Zusammenhang mit
dem Nachtragshaushalt 2023 vor. Das Bundesverfassungsgericht hat diesen Weg in
seinem Urteil ausdrucklich gewiesen. Mehr noch: Es hat bestatigt, dass dem Gesetz-
geber in auBergewodhnlichen Notsituationen, wie Artikel 115, Absatz 2 Satz 6 sie vor-

sieht, ein Einschatzungs- und Beurteilungsspielraum zukommt.

Eine neue Realitat schafft das Urteil allerdings insofern, als Hilfen in solchen Notsitu-
ationen nun jedes Jahr vom Bundestag neu beschlossen werden mussen, aber auch
neu beschlossen werden kénnen. Damit tragt das Gericht dem Umstand Rechnung,
dass die Ublichen Spielraume eines regularen Haushalts in solchen Notsituationen

eben nicht ausreichen konnen.

Wie also gehen wir mit dieser Realitat nun konkret um?

Erstens: Noch am Tag des Urteils hat der Bundesfinanzminister Ausgaben aus dem
Wirtschaftsplan des Klima- und Transformationsfonds gesperrt. Von der Sperre aus-
genommen sind Verpflichtungen, die der Bund schon vertraglich eingegangen ist. Aus-
genommen sind auRerdem MalRnahmen, die die Energieeffizienz und den Einsatz er-
neuerbarer Energien im Gebaudebereich fordern. Das gebieten die Rechtssicherheit
und die Verlasslichkeit gegenuber den Blrgerinnen und Burgern. Mit einem Nach-
tragshaushalt fur 2023 werden wir zudem die Rucklage des Klima- und Transforma-

tionsfonds um 60 Milliarden Euro verringern.

Zweitens: Wir haben Vorsorge getroffen, damit nicht automatisch neue finanzielle Ver-
pflichtungen fur die kommenden Jahre eingegangen werden, und zwar so lange, bis
wir alle Fragen prazise beantwortet haben, die sich nach dem Urteil stellen. Wichtig
ist: Laufende Ausgaben sind davon nicht betroffen. Der Staat wird seinen Aufgaben
auch weiterhin gerecht. Ich sage das auch an die Burgerinnen und Burger gerichtet,
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die aufgrund manch wilder Vorschlage und manch gezielter Falschmeldungen in den
sozialen Medien verunsichert sind. In lhrem Alltag hier und heute andert das Urteil des
Bundesverfassungsgerichts nichts, voéllig unabhangig davon, ob sie Kindergeld oder

BAf6G bekommen, eine Rente oder Wohngeld.

Drittens: Wir stellen sicher, dass der laufende Haushalt 2023 allen Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts entspricht. Das Kabinett hat gestern dem Entwurf eines Nach-
tragshaushalts fur 2023 zugestimmt. Dieser wurde dem Bundestag als Haushaltsge-
setzgeber zugeleitet. Zudem werden wir dem Bundestag, wie schon gesagt, vorschla-
gen, einen Beschluss gemal Artikel 115 Absatz 2 des Grundgesetzes zu fassen. Ich
habe es gerade erwahnt: Damit sichern wir nachtraglich die Energiepreisbremsen fur
2023 ab, die im Zuge des russischen Angriffskriegs gegen die Ukraine erforderlich
geworden sind. Das ist wichtig fur die Burgerinnen und Burger, fur unsere Kranken-
hauser und fur die Unternehmen. Und damit sichern wir auch die Unterstutzung fur die

vom Hochwasser betroffenen Familien in Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen.

Wichtig ist: Wir stellen dadurch die bereits vom Bundestag bewilligten Mittel zur Kri-
senbewaltigung auf eine andere Rechtsgrundlage. So tragen wir den Vorgaben des
Verfassungsgerichts Rechnung, aber eben auch der Tatsache, dass die Energiepreis-
krise jetzt definitiv noch nicht ganz beendet ist und die Zerstérungen nach einer Jahr-
hundertflut noch nicht beseitigt sind. Dass wir die Energiepreisbremsen gleichwohl zu
Beginn des kommenden Jahres beenden kdnnen, hat einen einfachen Grund: Inzwi-
schen sind uberall in Deutschland wieder Strom- und Gastarife verfugbar, die zwar
deutlich hoher liegen als vor der Krise, aber meist unterhalb der Obergrenzen, die wir
fur die Preisbremsen gezogen haben, und ebenfalls splrbar unterhalb der Preise im
vergangenen Herbst und Winter. Unsere Gasspeicher haben wir zudem so gut gefllt,
dass wir nicht mit plotzlichen Preisspriingen rechnen. Klar ist aber auch: Sollten die
Preise fur Energie dennoch erneut unerwartet dramatisch steigen, sind wir jederzeit in

der Lage, kurzfristig zu handeln.

Viertens: Die Regierungsfraktionen haben vergangene Woche beschlossen, Uber die
Auswirkungen des Urteils auf den Haushaltsentwurf fur 2024 ausfuhrlich zu beraten.
Dafur haben sie den Abschluss der Haushaltsberatungen verschoben. Das gibt uns
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Zeit, vorhandene Spielrdume im Haushalt auszuloten, Schwerpunkte zu setzen und

naturlich auch Ausgaben zu beschranken.

Zusammen mit dem Bundestag arbeiten wir nun intensiv daran, alle Beschllsse, die
fur den Haushalt 2024 notig sind, so schnell wie moglich zu treffen. Denn die Burge-
rinnen und Burger und unsere Unternehmen brauchen in unruhigen Zeiten Klarheit.
Und ganz klar ist: Die Burgerinnen und Burger kdnnen darauf vertrauen, dass der Staat
seine Zusagen ihnen gegenuber einhalt. Wir lassen niemanden allein mit den Heraus-
forderungen, mit denen wir es aktuell so geballt zu tun haben. ,You'll never walk alone®,

das habe ich im vergangenen Jahr versprochen, und dabei bleibt es.

Am Ende geht es dabei auch um etwas Grundsatzliches, namlich um den Zusammen-
halt in unserem Land, um den Sozialstaat. Es geht um die Frage: Steht jeder fur sich
allein, wenn es schwierig wird, oder haken wir uns unter? Ich bin zutiefst Uberzeugt:
Wir alle kommen besser zurecht, wenn wir niemanden zurtcklassen. Wir alle kommen

besser zurecht, wenn wir uns den Herausforderungen Seite an Seite stellen.

Klar ist auch: In unserer Unterstltzung der Ukraine und bei der Bewaltigung der Ener-
giekrise durfen wir auf keinen Fall nachlassen. Das ware nicht verantwortlich, das
wurde unsere Zukunft gefahrden. Zugleich ware es ein schwerer, ein unverzeihlicher
Fehler, Uber die Bewaltigung all dieser akuten Herausforderungen die Modernisierung
unseres Landes zu vernachlassigen. Diese Modernisierung ist notig und richtig. Sie
schafft die Voraussetzung fur gute Arbeitsplatze und eine starke Wirtschaft, damit das
Fundament unseres kinftigen Wohlstands gesichert bleibt. Natirlich haben auch die
Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander das allergrofRte Interesse da-
ran, dass Zukunftsinvestitionen bei ihnen vor Ort auch zustande kommen, Investitio-
nen etwa in Chipindustrie, in klimafreundlichen Stahl oder in Batteriefabriken. Uns eint
dariiber hinaus eine Uberzeugung: Nur wenn sich Deutschland modernisiert, werden

wir in der Lage sein, auch kunftig auf unvorhergesehene Krisen kraftvoll zu reagieren.

Wir haben zu Beginn unserer Regierung entschieden, nicht langer zuzusehen, wie
Deutschlands Infrastruktur verfallt. Uns war klar: Wir miussen jetzt kraftvoll in die Mo-

dernisierung Deutschlands investieren. Wir missen jetzt dafur sorgen, dass wir in
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Deutschland die Transformation unserer Wirtschaft hinbekommen und als starkes In-
dustrieland wettbewerbsfahig bleiben. Und wir missen jetzt alles daransetzen, die
Energiewende in Deutschland und Europa endlich voranzubringen, die von vielen Vor-
gangerregierungen versprochen, aber niemals wirklich umgesetzt wurde. Wir missen
jetzt den Reformstau auflosen. Wir missen jetzt Tempo machen nach Jahren des Still-

stands.

Zu all diesen Zielen stehe ich. An all diesen Zielen arbeitet die von mir geflihrte Bun-
desregierung von Tag eins an. Die grof3en Modernisierungsvorhaben fur unser Land
sind nicht hinfallig geworden, im Gegenteil: Egal wo man hinschaut, ob in die USA oder
nach Frankreich, nach China oder Japan, uUberall sind Regierungen dabei, massiv in
die Zukunft zu investieren. Weltweit investieren Lander in moderne und digitale Infra-
struktur, in saubere Energieversorgung und in klimafreundliche Technologien. Wir sind
mitten im Aufbruch in eine neue Ara, vergleichbar in seiner Dimension nur mit dem
Aufbruch in das Industriezeitalter. Jetzt, schon in den allerndchsten Jahren, entschei-
det sich, wo kunftig Wertschdpfung stattfindet, wo Innovation und Wohlstand zu Hause

sind in einer klimaneutralen Welt.

Ich will, dass Deutschland ganz vorne dabei ist; denn es geht fur uns alle um viel. Es
geht um sichere Arbeitsplatze. Es geht um eine wettbewerbsfahige Wirtschaft. Es geht
um ein gutes Leben fir kommende Generationen. Und es geht um unsere Fahigkeit,
auch kunftige Krisen sicher zu bewaltigen. Mit diesen klaren Pramissen beraten wir
jetzt Uber den Haushalt fir das kommende Jahr, mit der notigen Ruhe und in Verant-
wortung fur unser Land. Darauf konnen die Burgerinnen und Burger sich verlassen;

dafiir stehe ich als Bundeskanzler.

Ich danke lhnen.

* % % % %



	BULLETIN DER BUNDESREGIERUNG 
	Nr. 132-1 vom 28. November 2023 
	Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz zur Haushaltslage vor dem Deutschen Bundestag am 28. November 2023 in Berlin: 



